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ca. 7 800 M einschätzte. Dabei hat der Sachverständige aus­
drücklich betont, daß das keine Preiseinschätzung, sondern 
eine Werteinschätzung vom künstlerischen und historischen 
Standpunkt aus sei und daß der Preis nach Angebot und 
Nachfrage durch Vereinbarung gebildet wird. Der Sachver­
ständige P. geht außerdem davon aus, daß bei einer Wert­
einschätzung auch noch mit einer Toleranzbreite von 20 Pro­
zent gerechnet werden muß. Bei einer solchen Einschätzung 
kann von einer Moralwidrigkeit des Vertrags der Prozeßpar­
teien keine Rede sein.

Es kommt auch nicht darauf an, etwa durch ein Obergut- 
achten den Zeitwert zu bestimmen, da es ohnehin für eine 
Zeitwertbestimmung keine exakten Richtlinien gibt. Außer­
dem kann ein Zeitwert bei solchen Gemälden nur in ganz 
begrenztem Umfang ein Anhaltspunkt für -den Preis sein, da 
bei Kunstgegenständen dieser Art Wert und Preis immer, 
und teilweise auch beträchtlich ausein'anderfallen können. 
Die Prozeßparteien hatten sich in_ freier Vereinbarung auf 
einen Preis von 11 000 M geeinigt. Die Verklagte hat den 
Kläger auch in keiner Weise über das Alter und den Maler 
dieser Bilder getäuscht, sondern wahrheitsgemäß Angaben 
dazu gemacht. In Kenntnis dieser Angaben hat sich der Klä­
ger zum Erwerb der Bilder zum Preis von 11 000 M entschlos­
sen. Nach dem Ergebnis des Berufungsverfahrens ist dieser 
Preis deshalb nicht moralwidrig. Es ist mit den Grundsätzen 
der sozialistischen Moral nicht unvereinbar, wenn die Ver­
tragspartner beim Kauf solcher Kunstgegenstände, für die 
keine gesetzlichen Preisvorschriften existieren, einen Preis 
vereinbaren, der um einiges höher liegt als der — nicht exakt 
ermittelbare — Zeitwert.

Das Urteil des Kreisgerichts war daher aufzuheben und 
die Klage abzuweisen.

Strafrecht §§

§§ 21 Abs. 3, 4 und 5,112 Abs. 1 und 3 StGB.
Tätige Reue setzt u. a. voraus, daß sich der Täter aus eigener 
innerer Einstellung dazu entschieden hat, den Eintritt der 
Folgen seiner Straftat abzuwenden.

Freiwilligkeit beim Abwenden des Eintritts der Folgen
i. S. des § 21 Abs. 5 StGB ist dann nicht gegeben, wenn äußere 
Umstände (hier: das Verhalten des Geschädigten) der Voll­
endung der Straftat entgegenstanden.
OG, Urteil vom 12. Mai 1988 - 5 OSB 22/88.

Zwischen der Angeklagten und ihrem Ehemann, dem später 
Geschädigten, kam es, hauptsächlich bedingt durch übermä­
ßigen Alkoholgenuß der Angeklagten, wiederholt zu Ausein­
andersetzungen, bei denen sich der Geschädigte auch zu Tät­
lichkeiten hinreißen ließ. Die Abneigung der Angeklagten 
gegen den Geschädigten verstärkte sich derart, daß sie sich 
entschloß, ihn zu töten.

Am 6. November 1987 tat die Angeklagte in eine Limona­
denflasche, aus der der Geschädigte getrunken hatte, 10 Ke- 
tazon-Tabletten und versuchte, diese durch Schütteln aufzu­
lösen. Als der Geschädigte am Boden der Flasche die ihm 
unbekannte Substanz bemerkte, äußerte er, daß er wegen 
des Bodensatzes nicht mehr aus der Flasche trinken werde. . 
Daraufhin goß die Angeklagte den Inhalt der Flasche weg. 
Zu diesem Zeitpunkt hafte sie das Verwerfliche ihres Han­
delns erkannt und den Tötungsvorsatz aufgegeben.

Die toxikologische Untersuchung ergab, daß die in den 
Tabletten enthaltenen Wirkstoffe nicht zum Tode führen' 
konnten.*

Das Bezirksgericht befand die Angeklagte des versuchten 
Mordes (Verbrechen gemäß § 112 Abs. 1 und 3 StGB) für 
schuldig und sah gemäß § 21 Abs. 5 StGB von Maßnahmen 
strafrechtlicher Verantwortlichkeit ab.

Mit dem Protest des Staatsanwalts wird unrichtige An­
wendung des § 21 Abs. 5 StGB gerügt und beantragt, das Ur­
teil aufzuheben und die Sache an das Bezirksgericht zurück­
zuverweisen. Der Protest hatte Erfolg.

Aus der Begründung:
Das Bezirksgericht ist zunächst zutreffend davon ausgegan­
gen, daß der Mordversuch beendet war. In Übereinstimmung 
mit dem Protest kann ihm jedoch nicht gefolgt werden, wenn

es die Auffassung vertritt, daß die Voraussetzungen des Ab­
sehens von Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlich­
keit wegen tätiger Reue gemäß § 21 Abs. 5 StGB vorliegen.

Tätige Reue setzt u. a. voraus, daß der Täter den Eintritt 
der Folgen freiwillig abwendet. Er muß sich dazu aus eige­
ner innerer Einstellung entschieden haben. •

Nach dem festgestellten Sachverhalt goß die Angeklagte 
den Flascheninhalt aus, nachdem der' Geschädigte erklärt 
hatte, er werde wegen des Bodensatzes nicht trinken. In der 
Hauptverhandlung erster Instanz hat die Angeklagte auch 
erklärt, warum sie den Flascheninhalt wegschüttete. Sie 
führte aus: „Er sagte, das trinke ich nicht. Ich goß die Brause 
aus. Es war ja alles zwecklos. Er hätte es doch nicht getrun­
ken.“ Die Angeklagte wurde also nicht aus eigener innerer 
Einstellung tätig, sondern auf Grund der Unmöglichkeit der 
Verwirklichung ihres Tötungsvorsatzes infolge des von ihr 
nicht mehr zu beeinflussenden Verhaltens des Geschädigten. 
Es waren äußere Umstände, die der Vollendung ihrer Straf­
tat entgegenstanden. Das schließt die Freiwilligkeit i. S. des 
§ 21 Abs. 5 StGB aus. Hierbei ist ohne Belang, daß der Ge­
schädigte nicht wußte, welche Substanz sich in der Flasche 
befand bzw. aus welchen Gründen er es ablehnte, die Limo­
nade zu trinken. Soweit die Angeklagte erklärt hat, daß ihr 
die möglichen Folgen auch leid taten, ist das rechtlich unbe­
achtlich, weil dies nicht das bestimmende Motiv für. die Ab­
wendung der Folgen war. Diese Überlegungen setzten erst 
ein, als der Geschädigte nicht trinken wollte, der Plan also 
gescheitert war und sie ihn nicht mehr realisieren konnte.

Wenn das Bezirksgericht zur Begründung des Vorliegens 
tätiger Reue ausführt, daß die Angeklagte keine andere Mög­
lichkeit zur Abwendung der Folgen hatte und nicht schlech­
tergestellt werden dürfe als ein Täter, der das Gift schon ver­
abreicht hat und dann erst ärztliche Hilfe herbeiholt, so be­
rührt das die Frage der Freiwilligkeit des Tätigwerdens nicht. 
Aus den gleichen Gründen geht auch der Hinweis des Be­
zirksgerichts auf die Entscheidung des Obersten Gerichts vom
9. Juni 1971- 5 Ust 39/71 - (NJ 1971, Heft ßl, S. 651) fehl.

Da die Voraussetzungen des § 21 Abs. 5 StGB nicht vor­
liegen, ist auf eine Maßnahme der strafrechtlichen Verant­
wortlichkeit (§ 23 StGB) zu erkennen. Dies wird das Bezirks­
gericht in der erneuten Hauptverhandlung vorzunehmen ha­
ben.

* Zur strafrechtlichen Verantwortlichkeit bei einem Versuch mit 
untauglichen Mitteln vgl. StGB-Kommentar, 4. Aufl., Berlin 1984, 
Anm. 1 zu § 21 (S. 90 f.); Strafrecht, Allgemeiner Teil, Lehrbuch, 
2. Aufl., Berlin 1978, S. 355 f. - D. Red.
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Prof. Dr. Günther Rohde:
Modernisierung — Bodenbereitstellung — Entschädigung

Staatsverlag der DDR, Berlin 1988 
256 Seiten; EVP (DDR): 19 M

Rohdes jüngste Arbeit auf dem Gebiet der Baulandbereitstel­
lung und Investitionsvorbereitung entspricht dem Bedürfnis 
der Praxis nach aktueller und übersichtlicher Erläuterung der 
rechtlichen Regelungen in ihrer Wechselwirkung, Zielsetzung 
und praktischen Umsetzung. In 9 Kapiteln zeigt der Autor un­
ter Auswertung praktischer Erfahrungen, wie die richtige An­
wendung der Rechtsvorschriften wirksam zur Erfüllung der 
planmäßigen Instandsetzung, Modernisierung, des Um- und 
Ausbaus und der Rekonstruktion von Gebäuden und Wohnun­
gen sowie der Bodenbereitstellung für Investitionen mit ho­
hem ökonomischem und sozialem Effekt beitragen kann. Das 
ist um so mehr von Bedeutung, als gerade mit Beginn des lau­
fenden Fünfjahrplans zahlreiche Rechtsvorschriften auf dem 
Gebiet der Reproduktion der Bausubstanz, der Investitions­
tätigkeit und Baulandbereitstellung sowie damit zusammen­
hängenden. Gebiete neu gefaßt, ersetzt oder ergänzt wurden, 
wie z. B. das GöV, das Bauland- und das Entschädigungsgesetz 
und die WohnraumlenkungsVO.

Im Unterschied zu seinen früheren Publikationen (Die 
Baulandbeschaffung, Berlin 1966; Die Bereitstellung von Bo­
den für Investitionen, Berlin 1973, 1981) hat Rohde die Darle-


